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Vernehmlassung zum Entwurf der Empfehlungen zur Organisation von Berufsbeistandschaften 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zur erwähnten Vernehmlassung Stellung nehmen zu 

können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglome-

rationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung. 

Gerne übermitteln wir Ihnen unsere Bemerkungen und Anträge mittels dem zur Verfügung gestellten 

Formular. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 

Präsident Stv. Direktor 

Kurt Fluri, Nationalrat Martin Flügel 

Stadtpräsident Solothurn 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 



Vernehmlassung betreffend «Empfehlungen zur Organisation von Berufsbeistandschaften» (Entwurf vom 15. September 2020) 

Vernehmlassung betreffend Entwurf vom 15. September 2020 
«Empfehlungen zur Organisation von Berufsbeistandschaften» 

Stellungnahme von 
Institution, Organisation 

Kontaktperson: Vorname, Name 

E-Mail, Tel. für Rückfragen

Generelle Bemerkungen und Einschätzung zu den Empfehlungen 

Frage: Teilen Sie die Stossrichtung der Empfehlungen? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Kapitel 1: Einleitung 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen in der Einleitung in Kapitel 1 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu Ausgangslage (Ziff. 1.1), Zielsetzung (Ziff. 1.2), Qualität
           (Ziff. 1.3), Rahmenbedingungen (Ziff. 1.4) und/oder gesetzliche Grundlagen (Ziff. 1.5)? 

Bemerkungen: 
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Kapitel 2: Aufgaben 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zu den Aufgaben in Kapitel 2 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu den Kernaufgaben Führung und Management (Ziff. 2.2), 
Mandatsführung (Ziff. 2.3), Administration/Buchhaltung (Ziff. 2.4), Rechtsdienst (Ziff. 2.5) 
und/oder zu den weiteren möglichen Aufgaben (Ziff. 2.6)? 

Bemerkungen 

Kapitel 3: Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zu den Kompetenzprofilen in Kapitel 3 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu den verschiedenen Kompetenzprofilen (Ziff. 3.1) und/oder 
zur Fachunterstützung und Personalentwicklung (Ziff. 3.2)? 

Bemerkungen 
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Kapitel 4: Organisation der Berufsbeistandschaft 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zur Organisation der Berufsbeistandschaft in Kapitel 4 ein-
verstanden? 

Ja Nein teilweise 

Kommentar 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zum Mengengerüst einer Berufsbeistandschaft (Ziff. 4.1),  
zu den möglichen Organisationsmodellen (Ziff. 4.2) und/oder zu den Ausführungen zur 
internen Zusammenarbeit (Ziff. 4.3)? 

Bemerkungen 

Kapitel 5: Ressourcen 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zu den Ressourcen in Kapitel 5 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zu den generellen Ausführungen (Ziff. 5.1), zu den Berech-
nungsgrundlagen (Kap. 5.2) und/oder zum Ressourcenbedarf Führung und Management 
(Ziff. 5.3), Mandatsführung (Ziff. 5.4), administrativen Entlastung (Ziff. 5.5) und/oder zum 
Rechtsdienst (Ziff. 5.6)? 

Bemerkungen: 
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Kapitel 6: Zusammenarbeit 

Frage: Sind Sie mit den Ausführungen zur Zusammenarbeit in Kapitel 6 einverstanden? 

Ja   Nein   teilweise 

Kommentar: 

Frage: Haben Sie Bemerkungen zur Zusammenarbeit mit der KESB (Ziff. 6.1) 
          und/oder der administrativen Aufsichtsbehörde (Ziff. 6.2)? 

Bemerkungen: 

Wir bitten Sie, die Stellungnahme bis 15. Dezember 2020 über den untenstehenden Link 
an das Generalsekretariat der KOKES zurückzusenden (diana.wider@kokes.ch). 
Vor dem Versenden die Datei bitte abspeichern! 

Besten Dank für Ihre Antwort. 

Abschliessende Bemerkungen: 

Frage: Haben Sie abschliessende Bemerkungen? Worauf ist bei der Umsetzung zu achten? 

Bemerkungen: 


	Stellungnahme_SSV_Begleitschreiben.pdf
	Stellungnahme_SSV.pdf

	Institution Organisation: Schweizerischer Städteverband
	Kontaktperson Vorname Name: Franziska Ehrler
	EMail Tel für Rückfragen: franziska.ehrler@staedteverband.ch, 031 356 32 47
	Kommentar: Die Stossrichtung der Empfehlungen der KOKES wird grossmehrheitlich begrüsst und die Städte erachten sie als wertvolle Unterstützung zur Professionalisierung der Mandatsführung und der Verbesserung der Qualität.

Es wurde mehrfach angemerkt, dass der Empfehlungscharakter sehr begrüsst wird. Eine Übernahme in kantonale Gesetzgebungen würde als problematisch erachtet, weil damit kommunalen Besonderheiten in der Organisation der Berufsbeistandschaften nicht mehr Rechnung getragen werden könnte.

Ausserdem wird mehrfach erwähnt, dass die Umsetzung der Empfehlungen beträchtliche zusätzliche finanzielle Mittel erfordern wird. Die Bereitstellung dieser zusätzlichen Mittel kann für das Gemeinwesen eine Herausforderung darstellen.
 
	Kommentar Einleitung: Die Ausführungen werden generell begrüsst.
	Bemerkungen Einleitung: 1.2: Der Umsetzungszeitraum von 10-15 Jahren wird generell begrüsst, von einzelnen Städten jedoch als zu lang beurteilt.
1.4: Hier wünschen sich einzelne Städte Ergänzungen zu folgenden Punkten:
- Ausführungen zum Thema der Verantwortungsteilung zwischen Berufsbeistandsperson und der für Entscheide zuständigen Behörde KESB. 
- Die gestiegenen grundrechtsbezogenen Anforderungen im Bereich Informationssicherheit und Datenschutz sollten in den Empfehlungen berücksichtigt werden. Nebst Handlungsempfehlungen betreffend informationstechnischer Infrastruktur wären in Bezug auf das Berufsbild der Mandatsträger auch Empfehlungen betreffend des Spannungsfeldes Vertraulichkeit und Auskunftspflichten wünschenswert.


	Empfehlungen: Ja
	Einleitung: Ja
	Kommentar Aufgaben: Die ausführliche Auflistung der Aufgaben wird sehr begrüsst. Einzig die Empfehlung idealerweise intern einen Rechtsdienst einzurichten wird eher kritisch beurteilt (siehe unten)
	Bemerkungen Aufgaben: 2.5: Die Notwendigkeit einer rechtlichen Unterstützung wird als sehr wichtig erachtet. Die Einrichtung eines internen Rechtsdienstes wird in kleineren und mittleren Berufsbeistandsschaften tendenziell aber als nicht notwendig oder nicht realistisch erachtet. Hier wären eventuell weitere Überlegungen notwendig, z.B. die Einrichtung eines übergeordneten Rechtsdiensts für eine ganze Sozialabteilung oder Verbundlösungen.
2.6: Der Satz "...,dass ausnahmsweise einzelne dieser vorgelagerten Dienstleistungen von den Berufsbeistandsschaften angeboten werden." wird kritisch beurteilt. Hier wäre zu konkretisieren, dass die Berufsbeistandsschaften diese Dienstleistungen nicht einfach "anbieten", sondern dass ihnen diese Aufgaben übertragen werden. Wenn ihnen diese Aufgaben übertragen werden, sollte dies nicht nur "ausnahmsweise" der Fall sein, sondern grundsätzlich möglich sein, weil es sich dann auch lohnt die für diese Aufgaben erforderliche Professionalität aufzubauen.

Einzelne Städte äusserten sich zu folgenden Punkten:
2.1:
- In Zusammenhang mit der Selbstbestimmung wird gewünscht, das Primat des Kindswohls stärker zu betonen.
- In der Aufzählung der unterschiedlichen Rollen ist noch die des/r "Überprüfenden" nachzutragen. Gerade im Kindesschutz werden immer auch wieder explizit Kontrollaufgaben an die Beistandsperson übertragen, was zu Rollenkonflikten führen kann.

2.2:
- Im Bereich Betriebsorganisation ist ein Reporting an die politischen Verantwortungsträger festzuhalten.
- Im Bereich Qualitätssicherung sind Beschwerdemanagement und Kriseninterventionen zu ergänzen.

2.3:
- Im Sinne der Anforderungen aus UN-KRK und UN-BRK ist in beiden Bereichen die Aufklärung der Betroffenen über ihre Rechte zu ergänzen.
- Aufsicht von Dritten (v.a. externe Leistungserbinger in den Bereichen Wohnen und Eingliederung) gehört zu den Aufgaben.
- Im Bereich Dokumentation und Administration ist die Sicherstellung von Daten- und Persönlichkeitsschutz zu ergänzen.
- 2.3.1: Der Aspekt von Kontrollaufträgen ist zu ergänzen (insb. im Kindesschutz soll die Umsetzung durch die von der KESB verfügten Weisungen regelmässig überprüft werden, v.a. ob die aktuelle Situation das Kindeswohl gefährdet)
- 2.3.1: Die Bildungsdirektion des Kantons Zürich hat teilweise die Ansicht vertreten, dass die rechtliche Vertretung des Kindes in speziellen Verfahren und die Kindesvermögensverwaltung nicht zu den Aufgaben einer Mandatsperson gehörten. Winterthur und die Städteinitiative Sozialpolitik sind hier dezidiert anderer Ansicht und begrüssen es deshalb, dass die Aufgaben der Mandatspersonen detailliert aufgelistet werden und die eingangs erwähnten Handlungen entsprechend explizit erwähnt werden (vgl. S. 8 Ziff. 2.3.1.). 
	Kommentar Kompetenzprofil: Grundsätzlich sind die Städte mit Kapitel 3 einverstanden. Es wird aber verschiedentlich betont, dass auf der Leitungsebene betriebswirtschaftliche Kenntnisse nicht ausreichend sind, es braucht eine Ausbildung oder zumindest Kenntnisse der sozialen Arbeit.
	Bemerkungen Kompetenzprofil: 
	Aufgaben: Ja
	Kompetenzprofil: Ja
	Kommentar Organisation: Es wird grundsätzlich begrüsst, dass Empfehlungen zum Mengengerüst und zu den Organisationsmodellen abgegeben werden. Teilweise gibt es jedoch Einwände zur Mindestgrösse und zum Differenzierungsgrad respektive der Vollständigkeit der dargelegten Organisationsmodelle. Allerdings gehen die Meinungen in verschiedene Richtungen.
	Bemerkungen Organisation: 
	Kommentar Ressourcen: Die empfohlene Fallbelastung in der Mandatsführung wird von den Städten sehr begrüsst und auch den Ausführungen zur administrativen Entlastung wird mehrheitlich zugestimmt. Einige Städte merken jedoch an, dass dies unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit zu betrachten ist.
	Bemerkungen Ressourcen: 
	Organisation: teilweise
	Ressourcen: Ja
	Kommentar Zusammenarbeit: Die Städte sind grossmehrheitlich einverstanden mit den Ausführungen in Kapitel 6. Einige Städte würden sich weiterführende Ausführungen wünschen zu den fachlichen und administrativen Aufsichtsbehörden sowie zu Haftungsfragen.
	Bemerkungen Zusammenarbeit: 
	Zusammenarbeit: Ja
	Abschliessende Bemerkungen: Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit zu den Empfehlungen der KOKES zur Organisation der Berufsbeistandsschaften Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung.
	Versenden: 


